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Vorlage für: Betriebsbedingte Kündigung gemäß § 1 a KSchG

(mit Abfindungsoption)

Briefkopf Arbeitgeber

Adresse AN

Ordentliche betriebsbedingte Kündigung des Arbeitsverhältnisses
Sehr geehrte/r Frau/Herr......,

hiermit kündigen wir das mit Ihnen bestehende Arbeitsverhältnis ordentlich fristge​recht aus dringenden betrieblichen Gründen entsprechend der gesetzlichen Kündigungsfrist*/der arbeitsvertraglichen Kündigungsfrist* ( * das nicht zutreffende muss gestrichen oder im Text entfernt werden ) zum nächstmöglichen Zeitpunkt, das ist nach unseren Berechnungen zum ………………………………………….. .

Die dringenden betrieblichen Gründe werden wie folgt durch Schreiben unseres Steuerbera​ters / Schreiben des Betriebsberaters des Bäckerinnungsverbandes Baden belegt:

................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................ 

( Fakultativ ergänzend, wenn letzter Arbeitstag nicht mit dem Kündigungstermin deckungs​gleich ist, z. B. bei Teilzeitarbeit : Ihr letzter Arbeitstag ist der ..................................)

( Fakultativ ergänzend, wenn eine Freistellung wegen Urlaubsabgeltung erfolgt: Ihr letzter Arbeitstag ist der ………………………………. Ihnen stehen nach unseren Aufzeichnungen noch ……………… Tage Resturlaub zu. Gemäß den Vereinbarungen des Arbeitsvertrages er​folgt hierfür eine einseitige unwiderrufliche Freistellung ab dem …………………….. bis zum genannten Kündigungstermin. Mit der Freistellung ist der Urlaubsanspruch abgegolten.)

( Fakultativ, wenn Freistellung nicht möglich ist: Den Ihnen zustehenden Resturlaub können wir Ihnen aus dringenden betrieblichen Gründen nicht mehr als bezahlte Freistellung ge​währen. Sie erhalten den Urlaub deshalb mit der Endabrechnung abgegolten ).

Die Grundsätze der sozialen Auswahl wurden berücksichtigt. 

In Verbindung mit der Erklärung der Kündigung bieten wir Ihnen gemäß § 1a KSchG eine Abfindung in Höhe von einem halben Monatsgehalt je Beschäftigungsjahr an.

Sie haben Anspruch auf die gesetzliche Abfindung unter der Bedingung, dass Sie bis zum Ablauf der 3-Wochen-Frist nach Zugang dieser Kündigung ( § 4 Satz 1 KSchG ) keine Kündigungsschutzklage beim Arbeitsgericht erheben. Sie können aber auch vorher schon schriftlich erklären, dass Sie auf die Klage verzichten werden.

Die Abfindung würde EUR....brutto betragen und wäre am......fällig.

...................................., den...........................

......................................

Unterschrift Arbeitgeber 

bzw. Kündigungsberechtigter

Hinweis auf Meldepflichten bei der Agentur für Arbeit

Bitte lassen Sie sich beim Arbeitsamt über die Auswirkungen auf das Arbeitslosengeld beraten.

Wir weisen Sie darauf hin, dass Sie gemäß § 38 SGB III verpflichtet sind, sich unverzüglich nach Erhalt der Kündigung bei der für Sie zuständigen Agentur für Arbeit arbeitsuchend zu melden und auch selbst aktiv nach einer Beschäftigung zu suchen; ansonsten müssen Sie mit Nachteilen beim Bezug von Arbeitslosengeld rechnen.
Bitte beachten Sie die Hinweise der folgenden Seite!

Hinweise für Arbeitgeber zu Formular betriebsbedingte Kündigung mit Abfin​dungsoption:

· Das vorliegende Muster beinhaltet eine betriebsbedingte Kündigung ohne Betriebsratsanhörung. 

· Bitte beachten Sie auch die Ausführungen für Arbeitgeber unter Aufhebungsvertrag.

· Bitte beachten Sie, dass aufgrund der Gesetzesänderung zum 1. Mai 2000 Kündigungen zu ihrer Wirksamkeit grundsätzlich der Schriftform bedürfen.

Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts zum Abfindungsanspruch nach § 1a Kündigungsschutzgesetz (KSchG):

Nach § 1a KSchG hat der Arbeitnehmer Anspruch auf Zahlung einer Abfindung, wenn der Arbeitgeber betriebsbedingt kündigt und der Arbeitnehmer gegen die Kündigung nicht inner​halb der 3-wöchigen Klagefrist klagt. Der Anspruch entsteht nach dem Gesetz jedoch nur dann, wenn der Arbeitgeber den Arbeitnehmer im Kündigungsschreiben auf die vor​genannten Anspruchsvorraussetzungen (Anspruch auf Abfindung bei Betriebsbedingtheit der Kündigung und Verstreichenlassen Klagefrist) hinweist.

In zwei parallelen Entscheidungen vom 13. Dezember 2007 hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) entschieden, dass der Arbeitnehmer diesen Anspruch auch dann verliert, wenn er eine zunächst erhobene Kündigungsschutzklage nachträglich zurücknimmt (BAG, Urteil vom 
13. Dezember 2007, Az. 2 AZR 971/06) und andererseits die Höhe der Abfindung 0,5 Monatsverdienste zu betragen hat (BAG, Urteil vom 13. Dezember 2007, Az. 2 AZR 807/06).

Der Zweck der Regelung des § 1a KSchG bestehe darin, so dass BAG in der erstgenannten Entscheidung, eine außergerichtliche Streiterledigung zu fördern, um eine gerichtliche Aus​einandersetzung über die Rechtwirksamkeit einer Kündigung im Rahmen eines Kündigungs​schutzprozesses zu vermeiden. Die Erhebung einer Kündigungsschutzklage schließe auch dann den Abfindungsanspruch aus, wenn der Arbeitnehmer seine Klage wieder zurück​nimmt. Auch in diesem Falle würde der Arbeitgeber zunächst mit einer gerichtlichen Aus​einandersetzung über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses konfrontiert werden, die er gerade mit dem Angebot einer Abfindungszahlung vermeiden wollte.

Nach § 1a Abs. 2 KSchG beträgt die Abfindung 0,5 Monatsverdienste für jedes Be​schäftigungsjahr. In der zweiten genannten Entscheidung hat das BAG festgestellt, dass diese Grenze nicht unterschritten werden darf, wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer in dem Kündigungsschreiben erklärt, dass dieser bei Verzicht der Klageerhebung eine Abfindung beanspruchen könne bzw. erhalte. Das BAG stellt zwar ausdrücklich fest, dass die Vertragsparteien nicht gehindert sind, eine geringere Abfindung zu vereinbaren, es sich dann dabei jedoch nicht um eine Abfindung im Sinne des § 1a KSchG handelt und der Arbeitgeber auf diesen Umstand in seinem Kündigungsschreiben hinzuweisen hat. Bietet der Arbeitgeber im Kündigungsschreiben dagegen eine (unbezifferte) Abfindung im Gegenzug für die Nichterhebung der Kündigungsschutzklage an, beträgt diese in jedem Falle 0,5 Monatsverdienste für jedes Beschäftigungsjahr.

Betriebliche Ursachen und Gründe für eine betriebsbedingte Kündigung

Nach § 1 Abs. 2 KSchG ist eine Kündigung u. a. sozial gerechtfertigt, wenn sie durch dringende betriebliche Erfordernisse bedingt ist, die einer Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers in diesem Betrieb entgegenstehen. Im KSchG ist der Begriff der „dringenden betrieblichen Erfordernisse“ nicht definiert. Bei der betriebsbedingten Kündigung geht es 

darum, dass der Arbeitgeber einen Arbeitsplatz nicht mehr zu Verfügung stellen kann, weil er seinen Betrieb nicht mehr so fortführen kann oder will wie bisher. Sie führt um Verlust des Arbeitsplatzes, obwohl der Arbeitnehmer weder durch sein Verhalten noch in seiner Person einen Kündigungsgrund gegeben hat. Ihre Bedeutung wächst mit der Schwäche des Arbeitsmarktes. 

Betriebliche Erfordernisse, die zur Kündigung führen, können sich aus inner- oder außerbetrieblichen Umständen ergeben. Zu den innerbetrieblichen Umständen gehören die Umstellung oder Einschränkung bzw. Einstellung der Produktion, die Entscheidung für „lean production“ und ganz allgemeine Rationalisierungsmaßnahmen, welche sich in einer Organisationsänderung, Vergabe von Arbeiten an Fremdfirmen oder in der Anschaffung neuer Maschinen niederschlagen können. Es muss sich um eine organisatorische Maßnahme handeln, bei deren Umsetzung das Bedürfnis für die Weiterbeschäftigung eines oder mehreren Arbeitnehmer entfällt. 

Zu den außerbetrieblichen Umständen zählen der Auftragsrückgang wegen gesamtwirtschaftlicher Rezession oder branchen- bzw. betriebsspezifischer Ursachen und die Drittmittelkürzungen. 

Bitte beachten Sie bei der Sozialauswahl:

Die Sozialauswahl bezieht sich auf vergleichbare Arbeitnehmer. Vergleichbar sind Arbeitnehmer, die austauschbar sind. Zur Austauschbarkeit gehört einmal, dass der betroffene Arbeitnehmer auf den Arbeitsplatz der sozial Stärkeren ohne Änderung des Arbeitsvertrages allein durch eine Weisung des Arbeitgebers versetzt werden kann. Nicht erforderlich ist die wechselseitige Austauschbarkeit, denn der Arbeitsplatz des Gekündigten ist ja weggefallen. Kann daher ein Arbeitnehmer nach dem Arbeitsvertrag nur innerhalb eines bestimmten Arbeitsbereiches versetzt werden, dann ist bei Wegfall dieses Arbeitsbereiches keine soziale Auswahl unter Einbeziehung der vom Tätigkeitsfeld vergleichbaren Arbeitnehmer anderer Arbeitsbereiche vorzunehmen. Wer in den Kreis der von einer sozialen Auswahl betroffenen Arbeitnehmer einzubeziehen ist, richtet sich darüber hinaus nach arbeitsplatzbezogenen Merkmalen und damit nach der ausgeübten Tätigkeit. Man muss prüfen, ob der Arbeitnehmer, dessen Arbeitsplatz weggefallen ist, alsbald die Funktion eines anderen Arbeitnehmers wahrnehmen kann. Dies setzt nicht die Identität der Arbeitsplätze voraus. Es reicht aus, wenn der Arbeitnehmer aufgrund seiner bisherigen Aufgaben im Betrieb und angesichts seiner beruflichen Qualifikation die andersartige, aber gleichwertige Tätigkeit einer Kollegin / eines Kollegen ausüben kann. 

Grundsätze der Sozialauswahl ab 01.01.2004:

Bei der Sozialauswahl sind künftig nur noch vier Grunddaten zu berücksichtigen, nämlich 

- die Dauer der Betriebszugehörigkeit

- das Lebensalter

- die Unterhaltspflichten

- die Schwerbehinderung des jeweiligen Arbeitnehmers.

Die Neuregelung enthält kein Rangverhältnis der einzelnen Kriterien. Der Arbeitgeber muss die sozialen Gesichtspunkte „ ausreichend “ berücksichtigen. Nach der Rechtspre​chung des BAG sind geringfügige Unterschiede in der sozialen Schutzbedürftigkeit recht​lich unbeachtlich.

Gemäß § 1 Abs. 3 S.2 KSchG sind künftig diejenigen Arbeitnehmer in die Sozialauswahl nicht einzubeziehen, deren Weiterbeschäftigung insbesondere wegen ihrer Kenntnisse, Leistungen und Fähigkeiten oder zur Sicherung einer ausgewogenen Personalstruktur des Betriebes, im berechtigten betrieblichen Interesse liegen.

Gemäß § 1 Abs. 4 des Kündigungsschutzgesetzes besteht in Betrieben mit Betriebsrat nach § 95 des Betriebsverfassungsgesetzes die Möglichkeit, in einer entsprechenden Richtlinie festzulegen, wie die sozialen Gesichtspunkte in § 1 Abs. 1 im Verhältnis zueinander zu bewerten sind. 

Auch sonst hat der Arbeitgeber die Möglichkeit, die Bewertung nach einem Punktesystem vorzunehmen. Allerdings ist zu beachten, dass dieses dann bestenfalls eine grobe Vorauswahl darstellt, denn das Gesetz schreibt eine Einzelfall bezogene Gesamtwertung vor, die mit abstrakten Punkteadditionen nicht geleistet werden kann. 

Nachfolgend stellen wir Ihnen ein Punktesystem vor, das das Bundesarbeitsgericht in seinem Urteil vom 05.12.2002, Az.: 2 AZR 549/01, als rechtmäßig bewertet hat:

Punkteschema für die Gewichtung der Kriterien der Sozialauswahl / Vorschlag

1. je Dienstjahr 1 Punkt Betriebszugehörigkeit; ab dem 11. Dienstjahr je 2 Punkte,

2. Lebensalter für jedes volle 1 Punkt,

3. je unterhaltsberechtigtem Kind 4 Punkte 

4. Schwerbehinderung bis 50 % 5 Punkte, über 50 % je 10 % 1 Punkt 

5. Einzelabwägung: Endgültige Auswertung unter Abwägung weiterer Gesichtspunkte wie

    z. B. Pflegebedürftigkeit von Familienmitgliedern, Schwierigkeiten bei der 

   Arbeitsvermittlung, Alleinverdienerschaft, soziale Härten im Einzelfall.

Nach § 1 Abs. 2 KSchG ist eine Kündigung u. a. sozial gerechtfertigt, wenn sie durch dringende betriebliche Erfordernisse bedingt ist, die einer Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers in diesem Betrieb entgegenstehen. Im KSchG ist der Begriff der „dringenden betrieblichen Erfordernisse“ nicht definiert. Bei der betriebsbedingten Kündigung geht es darum, dass der Arbeitgeber einen Arbeitsplatz nicht mehr zu Verfügung stellen kann, weil er seinen Betrieb nicht mehr so fortführen kann oder will wie bisher. Sie führt zum Verlust des Arbeitsplatzes, obwohl der Arbeitnehmer weder durch sein Verhalten noch in seiner Personen einen Kündigungsgrund gegeben hat. Ihre Bedeutung wächst mit der Schwäche des Arbeitsmarktes. 

Bitte lesen Sie bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses auch ergänzend das Formular „Ausgleichsquittung und weitere Unterlagen bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses“!

Haftungsausschluss: 

Unsere Vertragsformulare/Merkblätter wurden mit größter Sorgfalt erstellt; erheben aber insbesondere aufgrund der vorstehend dargestellten Rechtslage keinen Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit. Sie sind vielmehr als Orientierungs- und Formulierungshilfe zu verste​hen.

Betriebliche Gegebenheiten oder sonstige besondere Umstände des Einzelfalles können ebenfalls nicht berücksichtigt werden. Das Muster ist daher nicht von vorneherein auf spezielle Belange zugeschnitten. Wir empfehlen daher stets die individuelle Beratung durch unsere Geschäftsstelle.

Aus den dargelegten Gründen kann die Haftung für den Inhalt des Vertragsmus​ters nicht übernommen werden. Auch die Haftung für leichte Fahrlässigkeit ist grundsätzlich ausgeschlossen.

Für Schäden, die durch die Verwendung dieses Dokuments entstehen können, ist die Haftung auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Hiervon ausgenommen ist die Haftung für Schäden an Körper, Leben und Gesundheit, für die die gesetzlichen Haftungsregeln uneingeschränkt gelten. Bitte prüfen Sie regelmäßig die Aktualität der verwendeten Dokumente und beachten Sie unsere Verbandsmitteilungen.

Urheberrechtlicher Hinweis: Der Nachdruck, die Vervielfältigungen und die Weiter​gabe der Formulare ist nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Bäckerinnungsver​bandes Baden gestattet. 

